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Im Bereich des Militärs führt dieser Wertwandel weder in der Schweiz noch
in den meisten westlichen Ländern zu verbreiteten grundsätzlichen Zweifeln an
der Notwendigkeit der Armee. Von 1970-1986 zeigt sich eine entsprechende
Bejahung von insgesamt über 80%. Grössere soziodemographische Unterschiede
zeigen sich zwischen Jüngeren und Älteren, Romands und Deutschschweizern,
SPS-Sympathisanten und Anhängern von bürgerlichen Parteien. Zugenommen
haben allerdings die lediglich lauen Zustimmungen. Ähnlich hoch ist auch die
Bejahung des Milizprinzips und gar noch höher diejenige der Neutralität. Letztere
ist offensichtlich zu einem modernen nationalen Symbol geworden.
Ueber die Notwendigkeit der Armee besteht also ein hoher nationaler Kon¬
sens. Dies entspricht auch der aus verschiedenen Untersuchungen deutlich wer¬
denden Tatsache, dass Sicherheitswerte in der Schweizer Bevölkerung nach wie
vor sehr hoch gewichtet werden. Der Wertwandel hinterlässt seine deutlichen
Marken in einem anderen Bereich, nämlich in der Bewertung der gesellschaftli¬
chen Bedeutung derArmee. Das Militär verliert zunehmend seine vormals zentrale
Stellung in der Gesellschaft und wird mehr und mehr als notwendiges Übel
verstanden. In analoger Weise wird der Armee auch die Funktion, eine Schule der
Nation zu sein, zunehmend abgesprochen. Damit verbunden ist eine sehr weit
verbreitete Toleranz gegenüberabweichendem Verhalten, hier insbesondere auch,
was die Militärdienstverweigerung aus Gewissensgränden betrifft. Vor allem aus
Gleichheitsgründen wird aber am Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht dezidiert
festgehalten.
Die Armee wird also zunehmend instrumentalisiert, die individuellen Priori¬
täten werden verschoben. Tendenzen zum Desengagement werden sichtbar.
Dadurch wird die nationale Kohärenz geschwächt. Es besteht in diesem Bereich
eine erhebliche Wertverunsicherang. Das Resultat ist ein ausserordentlich grosser
Legitimationsbedarf des Staates ganz allgemein und des Militärs im besonderen.
Demokratisierung der Sicherheitspolitik
Günther Baechler (Bern)
Dass in der Demokratie die Henschaft aus dem Volk hervorgeht, dass sie
durch das Volk und in seinem Interesse ausgeübt wird, ist zwar eine alte Wahrheit,
nichtsdestotrotz wurde sie bisher nicht eingelöst - und dies gilt insbesondere für die
Aussen- und Sicherheitspolitik.
Die Schwäche der meisten Demokratisierungskonzeptebesteht in der Regel in
der Gegenüberstellung von aussen- und gesellschaftspolitischem Denken bzw.
umgekehrt: das Gleichsetzen von Gesellschafts- und Innenpolitik. Dadurch wird
die Aussenpolitik zu einem gesonderten, von der Innenpolitik abgegrenzten
Politikfeldgemacht, das gegengesellschaftlicheVeränderungen weitgehend immun
ist. Der "andere Staat" wird zum Element einer negativen gesellschaftlichen
Integration, während die Innenpolitik als Bühne begrenzter gesellschaftlicher
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Interessenkonflikte wirkt. Auf der Ebene der Aussenpolitik wird die Nation bzw.
der Nationalstaat zum politischen Subjekt.
Demokratische Aussenpolitik ist jedoch keineswegs nur ein Problem der
Regierung oder der parlamentarischen Kontrolle, sondern sie umfasst das gesam¬
te Spektrum, das von staatlich-bürokratischen Einzelaktionen in den internationa¬
len Beziehungen bis hin zum Netz demokratischer Meinungsbildung, zum/r
Bürger/in, reicht. Die Chancen einer Demokratisierung liegen nicht allein im insti¬
tutionell abgegrenzten "politischen" Bereich, sondern sind im gesamten gesell¬
schaftlichen Zusammenleben zu suchen. Die klassische Anschauung vom Staat als
Handlungseinheit ist zu überwinden (das ist bisher nur der Ökonomie gelungen)
und der Blick stärker auf die gesellschaftliche Selbstorganisation und das, was
neuerdings etwas vage mit dem Begriff: "Institutionalisierang der politischen
Vernunft" bezeichnet wird, zu richten.
Zunehmend grenzüberschreitende zwischengesellschaftliche Verflechtungen
und ökologische Bedrohungen umgehen die nationalen Entscheidungsstrukturen,
beeinflussen jedoch deren Entscheidungskontext. Die Analyse der Interaktionen
ist für die Frage der Demokratisierung und Demokratisierbarkeit v.a. deshalb
relevant, weil zunehmend unklar wird, wer wo in solchen Zusammenhängen der
Adressat demokratischer Mitbestimmung sein soll.
Zur Illustration: das nukleare Abschreckungssystem hat hinsichtlich der
demokratischenDimension der Aussenpolitik durchaus zwei gegenläufige Konse¬
quenzen. Zum einen schränkt es bereits in "normalen" Zeiten, jedoch besonders im
Krisenfall, die Möglichkeiten demokratischer Partizipation in präzedenzloser Art
und Weise ein. Das führt zu einer bisher nicht gekannten Zentralisierung und
Totalisierung der Entscheidungsbefugnis. Nur die erwartbaren Folgen "einsamer"
Entscheidungen würden verallgemeinert: Der Krieg wird im Sinne einer immer
vollständigeren Bettoffenheit der Zivilbevölkerung "demokratisiert", ohne dass
diese jedoch in einer Krisensituation noch über die geringste politische Macht ver¬
fügen würde.
Bereits im Vorfeld einer Krise oder eines Krieges wird eine Beteiligung der
Bevölkerung an EntScheidungsprozessen vor dem Hintergrund der Nuklear¬
strategie zur "non-decision", denn eine demokratische Entscheidung über den
Einsatz von Massenvemichtungsmitteln scheidet von vorneherein als wählbare
Option aus, zumal die Vemichtungsdrohung einen Januskopf hat. Angesichts der
latent drohenden Selbstvemichtung durch Verteidigung sehen die Betroffenen die
staatliche Sicherangs- und Überlebensgarantie durch die staatlichen (bürokrati¬
schen) Aktivitäten selbst in Frage gestellt, denn die militärische Verteidigung
beruht auf Waffensystemen, die zentral und auch gegen den Willen der Bevölke¬
rung eingesetzt werden können bzw. unter dem Aspekt der kurzen Vorwarnzeit
sogarohne vorherigepolitische Öffentlichkeitregierungsmächtig eingesetzt werden
müssen. Das autoritär-konservative Prinzip der "Staatssouveränität" eines Tho¬
mas Hobbes (Leviathan) schiebt sich vergleichbar unmerklich wie radioaktive
Strahlung vor das emanzipatorische Prinzip der "Volkssouveränität".
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Was tun im Rahmen einer Demokratisierungsstrategie, die gleichzeitig eine
Friedensstrategie ist? Der Vorschlag, der hier nur angedeutet werden kann, zielt in
die Richtung dessen, was mit "Institutionalisierang der politischen Vernunft"
umschrieben wird. Das bedeutet in erster Linie, mit den Instrumenten der "Sozial-
und Verfassungsverträglichkeitsanalyse" eine demokratische Sicherheits- und
Friedenspolitik zu entwerfen. Die "Sozialverträglichkeits-Analyse" von Tech¬
nologien wurde zur Prüfung unterschiedlicherEnergiepfade entwickelt. Es besteht
jedoch guter Grand zu der Annahme, dass deren Kriterien ebenso auf die Ermitt¬
lung einer sozial verträglichen Sicherheitsstruktur anwendbar sind.
In einem Zielsystem müssen die Kriterien, die an eine solche Struktur angelegt
werden, mit verschiedenen Funktionsbereichen abgestimmt werden (Politische
und rechtliche Implikationen, soziale Kosten, stärkere Beachtung der Länder und
Kommunen durch Dezentralisierung, Versorgungsautarkie, Bestimmung des Grads
des Angewiesenseins auf externe Ressourcen, Handelsbeziehungen, Kulturaus¬
tausch usw.). Daraus ergeben sich eine Reihe von politischen und normativen An¬
forderungen, die in weiteren Arbeitsschritten zu operationalisieren sind:
1. Eine Handlung, für die niemand (kein Politiker) die Verantwortung
übernehmen kann, gilt nach den Kriterien einer neuen Verantwortungs¬
haltung im Rahmen der Friedensstrategie als ethisch nicht legitimierbar.
Es sind nur noch Entscheidungen zu treffen, die reversibel sind, also nicht
Sachzwänge für Generationen von Nachkommen schaffen.
2. Aufgaben im Rahmen der institutionellen Verantwortung, d.h. neu zu
schaffender ausser- oder halbparlamentarischer politischer Strukturen
(vgl. z.B. das amerikanische "Office of Technology Assessment"; aber
auch parlamentarische Ausschüsse unter starker Beteiligung gesellschaft¬
licher Gruppen) sind:
a) Die Bewertung der verschiedenen Aspekte der Friedensstrategie und
ihre möglichen bzw. wahrscheinlichen Folgen für eine politische
(bzw. repolitisierte) Systemsicherung, militärische und nicht-militä¬
rische AbhaltefähigkeiteinernichtbedrohlichenVerteidigung, soziale,
ökologische und internationale Verträglichkeit (analog der Methode
der vier Energiepfadmodelle, die die Enquete-Kommission zur Ener¬
gieversorgung im Deutschen Bundestag zur Ermittlung einer demo¬
kratischen Energiepolitik entwickelt hat).
b) Die Ausarbeitung von Parallelstudien entlang der Normen und Kri¬
terien eines Demokratisierungsmodells mit den Leitvorstellungen:
Partizipation, Transparenz, Reversibilität, Verantwortung.
c) Die permanente Anpassung der Friedensstrategie entlang des Krite¬
rienkatalogs an die sich verändernden innenpolitischen und interna¬
tionalen Bedingungen als Folge einer dynamischen Umsetzung der
Friedensstrategie.
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Aller Voraussichtnach wirddie Sozial- und Verfassungsverttäglichkeitsanaly se
nicht nur zu einer formalen Demokratisierung der Sicherheitspolitik führen,
sondern sie wird auch zeigen, dass die gegenwärtige nukleare Abschreckungs¬
politik (im Sinne einer militärisch produzierten Ungewissheit über die Zukunft)
den inhaltlichen Kriterien einer gesellschaftlich akzeptablen Sicherheitspolitik
nicht genügt. Die Chance für eine neue Sicherheit (im Sinne von gesellschaftlich
produzierter Gewissheit über eine dauerhafte Kriegsverhütung) liegt in der Kon¬
vergenz von Friedens- und Demokratisierangsstrategie. So eröffnet sich die
Perspektive, den ökologischen und lebensweltlichen Unversehrtheitsansprüchen
gegenüber den Imperativen des industriellen Wachstums und der militärischen
Sicherheit im Sinne einer dynamischen Expansion gesellschaftlicher Demokratie
Rechnung zu tragen.
Streitkultur: Über die Schwierigkeiten der Etablierung einer
Friedensstrategie - Thesen
Hanne-Margret Birckenbach (Hamburg)
1. Wer den Frieden will, muss nicht nur die Waffen beseitigen, sondern auch
alternative Formen der Konfliktaustragung einüben, die den gewaltträchtigen
Gefahren von Konflikten wie ihren innovativen Potenzen Rechnung tragen. Dies
verlangt, eine Richtungsänderang zahlreicher Prozesse auf den Gebieten von
Sicherheit, Wohlfahrt und Henschaft gegen die gegenwärtig dominierenden
Politikmuster und deren Widerstände durchzusetzen. Der Konflikt zwischen Frie¬
densstrategien einerseits und herkömmlichen Mustern militärischer Sicherheits¬
politik andererseits kann anhand der Reaktionen auf das von SPD und SED
gemeinsam erarbeitete Dokument mit dem Titel "Der Streit der Ideologien und die
gemeinsame Sicherheit", mit dem im August 1987 eine kommunikative Friedens¬
strategie unterhalb der Regierungsebene vereinbart wurde, empirisch untersucht
werden.
2. Die Reaktionen auf das Dokument waren in beiden deutschen Staaten un¬
terschiedlich, enthielten aber auch ähnliche Muster. Während in der DDR die
Akzeptanz umfassend war, dominierten in den bundesdeutschen Pressekommen¬
taren und anderen Veröffentlichungen die abwehrenden Positionen. Sowohl in der
DDR als auch in der Bundesrepublik hat das Dokument auch Prozesse ausgelöst,
die den Absichten der Vereinbarungen entgegenliefen. Die Bewertung der Verein¬
barungen blieb sowohl in der BRD wie in der von der SED angeleiteten DDR-
Debatte im Klischee von gegeneinander gerichteten Machtinteressen rivalisierender
Systeme befangen. Statt der geforderten Überwindung von Feindbildern erfolgte
ihre Neubelebung. Formal gesehen war die Rhetorik der Feindbilder ähnlich. Den¬
noch gibt es einen beachtenswerten Unterschied, der zu einer merkwürdigen
Allianz gegen die mit dem Dokument beabsichtigte Innovation geführt hat:
